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Berichte 

Kramp-Karrenbauer neue Volkshochschul-
Präsidentin 

Die saarländische Ministerpräsidentin 
Annegret Kramp-Karrenbauer wurde am 
23. Juni bei der Mitgliederversammlung 
des DVV in Saarbrücken einstimmig zur 
neuen Präsidentin gewählt. Sie folgt auf 
Bundestagspräsidentin a. D. Prof. Dr. Ri-
ta Süssmuth, die dem Verband 27 Jahre 
vorgestanden hatte. Süssmuth wurde zur 
Ehrenpräsidentin des DVV ernannt und 
von den Delegierten mit stehenden Ova-
tionen aus ihrem Amt verabschiedet. Als 
Vorsitzender wiedergewählt wurde Bun-
destagsabgeordneter Dr. Ernst Dieter 
Rossmann.  

„Weiterbildung für alle bleibt eine 
zentrale Hausforderung für unsere Ge-
sellschaft. Wir brauchen eine öffentlich 
verantwortete Weiterbildung mit starken 
Volkshochschulen als deren Leitinstituti-
on“ sagte Kramp-Karrenbauer, die in das 
Amt auch frühere Erfahrungen als Kul-
tusministerin mit einbringt. Ihre Vorgän-
gerin bezeichnete sie als „Segen für den 
Verband“: „Ohne Rita Süssmuth stün-
den wir in puncto Integration, Gleichbe-
rechtigung von Frauen und internationa-
le Bildungszusammenarbeit bei weitem 
nicht da, wo wir heute sind.“ In ihrer ge-
wohnt kämpferischen Art versicherte Ri-
ta Süssmuth, dass sie auch als Ehrenprä-
sidentin dem Verband in der Bildungs-
politik verbunden bleibe. „Bildungsge-
rechtigkeit ist in Deutschland noch lange 
nicht realisiert. Ich werde mit den 
Volkshochschulen weiter dafür kämpfen, 
dass niemand ausgeschlossen wird“.  

Anlässlich seiner Wiederwahl als 
DVV-Vorsitzender kündigte Dr. Ernst 
Dieter Rossmann an, dass die Volks-

hochschulen in den kommenden Jahren 
insbesondere ihre digitalen Lernarran-
gements ausbauen werden. Dies gehe al-
lerdings nicht ohne eine Erhöhung der 
öffentlichen Mittel. 

 
Quelle: DVV 23.6.2015 

Personalia 

Nachruf auf Dr. Lothar Arabin 

Die hessische und die deutsche Erwach-
senenbildung trauern um Dr. Lothar 
Arabin, der am 8. März 2015 im Alter 
von 84 Jahren in Kassel verstorben ist. 

Arabin stammte aus Mittelhessen, 
bevor er in Kassel seinen Lebensmittel-
punkt fand. Stolz verwies er häufig auf 
seine hugenottischen Vorfahren. Sie wa-
ren für ihn Vorbilder und Verpflichtung 
zur Internationalität, die ihn und seine 
Frau Hildegard bewogen, 1968 das Eu-
ropa-Kolleg als Institut des Sprachenler-
nens und des internationalen Austauschs 
zu gründen.  

1972 machte Arabin den entschei-
denden Schritt in die Weiterbildung. Er 
übernahm die Leitung der Gesamt-
Volkshochschule Kassel und prägte sie 
als Direktor bis zu seiner Pensionierung 
1996. Aufgrund seines pädagogischen 
Engagements und seiner Verankerung in 
der politischen Szene Kassels – von 1982 
bis 1992 war er Vorsitzender der Kasse-
ler SPD – gelang es ihm und seinen Mit-
streitern, die örtliche Volkshochschule 
vorbildhaft auszubauen und sie mit an 
die Spitze der hessischen Volkshoch-
schulen zu bringen. Besonders am Her-
zen lag ihm die Verknüpfung des kultu-
rellen Auftrags der kommunalen Bürger-
häuser mit der Erwachsenenbildung. 
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Arabins Fachkompetenz und sein 
Engagement für die Erwachsenenbil-
dung fielen bei den Delegierten der hes-
sischen vhsn in ihrer Mitgliederversamm-
lung besonders in die Waagschale, als er 
1986 auch auf der Grundlage veränderter 
kommunaler Mehrheiten als neuer Ver-
bandsvorsitzender gewählt wurde. Dies 
lag nahe, war doch Arabin bereits seit 
1973 im Vorstand des hvv und im Päda-
gogischen Ausschuss vertreten. Nicht 
zuletzt sollte erstmals nach den Land-
tagsabgeordneten Dr. Rudi Rohlmann 
und Walter Korn mit einem vhs-Leiter 
ein Mann der Praxis an die Spitze des 
Verbands treten. Bis 1997 führte er den 
Verband im Sinne der hessischen Volks-
hochschulen. Es galt bereits damals, die 
kommunale Pflichtaufgabe vhs in der 
Bildungslandschaft und bei den kommu-
nalen Körperschaften zu verteidigen. 

Arabin hatte im Landeskuratorium 
für Erwachsenenbildung/Weiterbildung 
maßgeblichen Einfluss auf die Ausfüh-
rung des Hessischen Volkshochschulge-
setzes (VHG), die Sicherung der Finan-
zierung durch Land und Kommunen 
und die sich bereits abzeichnenden Ab-
sichten, das VHG veränderten Anforde-
rungen anzupassen. 1999 übernahm er 
im DVV überregionale Aufgaben als 
Stellvertretender Vorstandsvorsitzender 
und zeitweise als Vorsitzender der WBT-
Gesellschafterversammlung. 

Zu Lothar Arabins 75. Geburtstag 
wiesen die Hessischen Blätter für Volks-
bildung 2/2006 bereits darauf hin, dass 
er sich um die vhs-Verbandsarbeit auf 
Landes- und Bundesebene verdient ge-
macht hat. Unstreitig führte er den hvv 
in schwieriger Zeit, insbesondere im sog. 
„Verbandsstreit“ über die Frage, welches 
Vereinsgremium – Vorstand (gewohn-
heitsrechtlich) oder Mitgliederversamm-
lung (als oberstes Organ mit anderer po-
litischer Mehrheit) – die Vertretung in 
den Rundfunkrat des Hessischen Rund-

funks zu entsenden habe. Die Entschei-
dung fiel in einer oberen Instanz zuguns-
ten des vom Gerichts herangezogenen 
Gewohnheitsrechts. Arabin gelang es in 
der Folge, die politischen Interessenge-
gensätze im Sinne eines gedeihlichen 
Verbandswirkens für die vhsn in Hessen 
wieder auszusöhnen und persönliche 
Verletzungen zu überwinden. 

Arabin hatte ein weiteres innerver-
bandliches Konfliktfeld zu bearbeiten: 
den Streit um den Status der sog. freien 
Mitarbeitenden, die um eine angemesse-
ne arbeitsrechtliche Absicherung und 
Mitwirkungsrechte an der vhs kämpften. 
Arabin selbst hatte 1996 eine Dissertati-
on über „Unterrichtende an hessischen 
Volkshochschulen“ mit einer histori-
schen und empirischen Analyse zur Mo-
tivation und zu Fortbildungsproblemen 
der vhs-Kursleitenden vorgelegt. Eine 
Lösung sah er darin, nach dem Beispiel 
einzelner Großstädte vermehrt „Weiter-
bildungslehrer“ an vhsn einzustellen. Die-
se Initiative fand aber angesichts der be-
engten kommunalen Finanzverhältnisse 
wenig Resonanz. vhsn und Verband ver-
suchten, den Konflikten durch die Ein-
richtung oder Aufwertung von eigen-
ständigen Mitwirkungsgremien für die 
„neuen Selbstständigen“ zu begegnen. 
Auf Arabins Initiative hin veranstaltete 
der DVV im April 1996 eine Fachtagung 
zur sozialen Sicherung, Qualifizierung und 
Fortbildung der Kursleiter unter dem Ti-
tel „Professionalität ohne Profession“. 

Aus Anlass des Todes von Lothar 
Arabin würdigte ihn der Kasseler Ober-
bürgermeister Bertram Hilgen „als Mann 
klarer Ziele und leidenschaftlichen Han-
delns“. Als den Menschen und ihrer 
Wieterbildung zugewandten Aufklärer 
und Streiter werden ihn die hessische 
und die deutsche Erwachsenenbildung in 
Erinnerung behalten. 

Dr. Enno Knobel, im Juni 2015 
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Dokumentation 

Beruflichkeit reflektieren! Bildung orientie-
ren! 

Der wissenschaftliche Beraterkreis von 
IGM und ver.di beschäftigt sich mit 
Grundsätzlichem und Langfristigem – 
und dabei mit Begriffsklärungen. Als Fo-
kus dient dem Beraterkreis der Begriff 
„erweiterte Beruflichkeit“. Die IGM hat 
mit „erweiterte moderne Beruflichkeit“ 
eine Formel gefunden, die hinreichend 
prägnant ist, so dass sie sich in den Köp-
fen festsetzt, und hinreichend unscharf 
ist, so dass sich verschiedene Positionen 
darin wiederfinden können. Allerdings 
gilt es, dies inhaltlich zu füllen. Was ist 
denn „modern“? Besser ist das Wort zu 
vermeiden, weil es vortäuscht, das Neue 
sei das Gute, was keineswegs stimmt. 
Der Kapitalismus ist modern und er wird 
immer moderner. Er wird sogar post-
modern. Deshalb wurde in dem Gutach-
ten des Beraterkreises der Begriff „erwei-
tert“ vorgezogen, um ihn abzusetzen ge-
gen enge Berufsschneidungen in stän-
disch, handwerklichen Traditionen. 

Aber man könnte dann immer noch 
den Vorwurf der Formalität erheben. Ei-
gentlich steht eine Vorstellung von Ar-
beit dahinter, die zurückgeht auf die Dis-
kussion um „Humanisierung der Arbeit“, 
und die am deutlichsten von dem Ar-
beitswissenschaftler Eberhard Ulich 
formuliert worden ist unter der Bezeich-
nung „persönlichkeits- und lernförderli-
che Arbeitsplätze“. 

Es geht um „menschenwürdige“ Arbeit: 
 erweiterte Handlungsspielräume 
 angemessene zeitliche Spielräume 
 Durchschaubarkeit und Veränder-

barkeit der Arbeitsbedingungen 

 Abbau von Behinderungen in der 
Arbeitstätigkeit 

 Ermöglichen körperlicher Aktivitäten 
 Ermöglichen sinnlicher Erfahrbarkeit 
 Bezugnahme zu sozialen Bedingun-

gen 
 Einräumung unterschiedlicher Um-

setzungsbedingungen 
 Kooperation und zwischenmenschli-

cher Kontakt. 
Aber die Frage ist dann: Sind solche Ar-
beitsplätze im Sternzeichen „Industrie 
4.0“ überhaupt noch durchsetzbar? Wel-
che Rolle spielt der Mensch in der Fabrik 
der Zukunft? 

1. Employability gegen Beruflichkeit 
Wir können auf alle Fälle über Bildung 
nur sinnvoll reden, wenn wir die Per-
spektiven der Erwerbsarbeit im Auge 
behalten. Arbeit in der Form des Berufs 
sichert den Beschäftigten trotz der auch 
hier greifenden Tendenzen zu Prekarität 
noch am ehesten Arbeitsplatz und Ein-
kommen und bietet Möglichkeiten, sich 
in der Arbeit wiederzufinden und zu 
verwirklichen. Grob vereinfacht gibt es 
bezogen auf die Zukunft der Erwerbsar-
beit eine Entwicklungsalternative, die wir 
bewusst kontrastiv konstruieren: Die 
Wachstumsstrategie „Europa 2020“ der 
EU setzt auf das anglo-amerikanische 
Arbeitsmarkt-Paradigma der „Employa-
bility“, das auf ganz anderen arbeitskul-
turellen Wurzeln fußt als das deutsche 
Modell der Beruflichkeit, nämlich auf ei-
nem Marktradikalismus ungebändigt 
durch Schranken, wie sie in der Bundes-
republik Deutschland nach dem 2. Welt-
krieg als „Soziale Marktwirtschaft“ auf-
gebaut worden ist. „Employability“ heißt 
im Klartext Einsatzfähigkeit, die Zerstü-
ckelung des individuellen „Humankapi-
tals“ für partialisierten Bedarfe. Gegen 
die in Europa vorherrschende Strategie 
der Beschäftigungsfähigkeit – „Emplo-
yability“ –, die einhergeht mit einer wei-
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teren Zerfaserung und Zersplitterung 
von Qualifikation und Beschäftigung, 
steht „Erweiterte Beruflichkeit“, die ab-
zielt auf breite Berufszuschnitte als Min-
destvoraussetzung für eine entfaltungs-
förderliche, angemessene, offene und vo-
rausschauende Arbeitsgestaltung, eine 
erweiterte Möglichkeit sozialer Identität 
in der Arbeit, eine demokratische Beteili-
gungsfähigkeit für Mitbestimmung in 
Staat und Gesellschaft. Die berufsförmi-
ge Gestaltung des Arbeitseinsatzes fußt 
auf einer übergreifenden Festlegung von 
Qualifikationsanforderungen statt auf 
singulären Qualifikations-Modulen, einer 
geregelten Organisation des Qualifikati-
onserwerbs statt auf bloßer Output-
Orientierung, einer anerkannten Zertifi-
zierung erworbener und übertragbarer 
Qualifikationen statt unmittelbarer Ein-
setzbarkeit, einer korporatistischen Rege-
lung der Zuständigkeiten statt auf Do-
minanz der Unternehmen, einer kol-
lektiven Absicherung von Einkommen, 
Zeiten und Arbeitsbedingungen statt 
Einzelverträgen. Zu fragen ist (wenn sich 
Employability durchsetzt): Wo können 
noch Widerstandskräfte aufbrechen, 
wenn Anpassung immer schon als eigene 
Einordnung läuft? Erledigt sich die Auf-
gabe der Gewerkschaften bei der Gestal-
tung von Tätigkeitszuschnitten? Werden 
die Arbeitenden nun endgültig zu den 
„Lückenbüßern der Automation? 
 
2. Akademisierung als Ende des „Dualen 
Systems“?  
Widersprüchlichen Tendenzen ziehen 
sich durch alle Teilsysteme gesellschaftli-
cher Lernorganisation – bis hin zu den 
Hochschulen. Durch die Bachelorisie-
rung sind die Hochschulen insgesamt 
zwar in Bewegung gekommen und der 
Zustrom wird breiter. Mittlerweile strö-
men mehr als die Hälfte eines Jahrgangs 
in die Hochschulen. Der OECD ist das 
immer noch zu wenig. „In Deutschland 

erwerben so viele junge Leute wie noch 
nie einen tertiären Abschluss, etwa an ei-
ner Hoch-, einer Fachschule oder als 
Meister. Gleichzeitig wächst der Anteil 
an Hochgebildeten OECD-weit in kaum 
einem anderen Land so langsam wie hier. 
… Danach verfügen in Deutschland 28 
Prozent der 25- bis 64-Jährigen über ei-
nen Tertiärabschluss, im Durchschnitt 
der OECD sind es 33 Prozent.“ (Pres-
semitteilung 10.1.2015 OECD) Zur glei-
chen Zeit wird die „duale Berufsausbil-
dung“ als Erfolgsmodell präsentiert, das 
in die ganze Welt exportiert werden soll. 
Eine solche Paradoxie ist logisch unauf-
lösbar, politisch kann es aber durchaus 
schlüssig sein, das eine zu reden und das 
andere zu tun. Aber in beiden Lernsys-
temen werden Klagelieder lauter: In den 
Hochschulen wegen mangelnden Erfah-
rungsbezugs, stärkerer Verregelung und 
wachsendem, nent gewordenen Prü-
fungsdruck; in den Betrieben und Be-
rufsschulen wegen fehlender Wissen-
schaftlichkeit, durchgreifender Verwer-
tungsinteressen und schlechter Ausstat-
tung. Hauptproblem jedoch ist die fort-
bestehende, sich sogar noch verstärken-
de gesellschaftliche Selektion. Dazu 
nochmals die OECD, die feststellt, dass 
sich die „soziale Kluft zwischen gut und 
weniger gut ausgebildeten Menschen in 
den vergangenen Jahren erheblich ver-
tieft hat“. Und weiter: In Deutschland ist 
die Einkommenslücke am ausgeprägtes-
ten: „2012 verdienten Hochqualifizierte 
74 Prozent mehr als Erwerbstätige, die 
nach der Realschule oder dem Gymnasi-
um weder zur Uni noch zur Fach(hoch) 
schule oder in einen Meisterkurs gegan-
gen waren. Im Jahr 2000 hatte dieser 
Vorsprung erst bei 45 Prozent gelegen.“ 
(ebd.) (Wenn die OECD von „Hochqua-
lifzierten“ spricht, sind Hochschulabsol-
venten gemeint.) Entsprechen sich Defi-
zitdiagnosen und die Qualifizierungsstra-
tegien? Stehen nicht die Verteidiger des 
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„Dualen Systems“ unter dem Verdacht, 
Ungleichheit zu rechtfertigen? Oder: 
Haben nicht die privilegierten Befürwor-
ter ganz andere Interessen als die Ge-
werkschaften? Ich frage das, damit wir 
uns vor den falschen Freunden schützen 
und vorschnell auf einen Konsens einlas-
sen.  
 
3. „Integration“ und „Synthese“  
Der Beraterkreis betont deshalb immer 
wieder die Notwendigkeit einer integrier-
ten, für alle zugänglichen, öffentlich ver-
antworteten und rechtlich verankerten 
auf Berufe vorbereitenden Bildung, die 
die traditionelle Trennung von „allge-
meiner“ und „beruflicher“ Bildung 
Schritt für Schritt überwindet: Integrati-
on ist die zentrale Reformstrategie für 
das deutsche Bildungssystem. Fortge-
führt wird dies in der Perspektive einer 
Synthese in der beide Systeme ver-
schmelzen: Es geht dabei zunächst um 
ein curriculares Problem, also von Fä-
chern, Lehrplänen und Didaktik, d. h. 
um die Reichweite von Zielen, Inhalten 
und Methoden des Lernens zwischen 
ökonomischer Verwertung und persona-
ler Aneignung. Damit ist aber auch die 
Organisation des Lernens aufgeteilt auf 
verschiedene Zuständigkeiten: Bund, 
Länder und Kommunen. Zweitens geht 
es um die Anteile verschiedener Lernor-
te: Schulen, Betriebe und Bildungsträger, 
Arbeitsplätze, Lerninseln, Lehrwerkstät-
ten, Trainingszentren, Unterrichtsstätten 
oder andere konzeptionelle Formen der 
Berufsbildung. Davon ist drittens auch 
die Entscheidungszuständigkeit berührt, 
nämlich wie weit Planung, Durchführung 
und Auswertung der Lernprozesse be-
einflusst werden können – von den Ler-
nenden selbst, von Unternehmen, Sozi-
alparteien, öffentlichen Gremien oder 
staatlichen Instanzen. Juristisch – vier-
tens spiegelt sich die Trennung in der 
Zuständigkeit für verschiedene Rechts-

bereiche wider, so z. B. die des Bundes 
für das Arbeitsrecht gegenüber der der 
Kulturhoheit der Länder. Damit sind 
dann auch entsprechende Verfügung 
über Ressourcen und daran anschließend 
die der Finanzierung verbunden. Aber: 
Ist das alles gestaltbar „aus einem Guss“ 
– wie es im „Leitbild“ der IGM mehr-
fach formuliert wird? Würde nicht dazu 
ein fertiges Modell benötigen? Und was 
gibt die Hoffnung, dass eine entspre-
chende Modellstrategie, die z. B. in den 
Kollegschulen in NRW oder den OSZ in 
Berlin nur beschränkt erfolgreich war, 
nunmehr greift? Grundlage kann u. E. 
eher eine institutionelle und curriculare 
Konvergenzstrategie der Integration 
sein, die die Vorteile bestehender Teil-
systeme zusammenführt: die Entwick-
lung eines wissensbasierten reflexiven 
Handlungskonzepts verbunden mit einer 
stärkeren Erfahrungsbezogenheit. Aber 
haben wir das nicht schon alles? Sind 
nicht bereits im Wirtschaftsgymnasium, 
den Fach- und Berufsoberschulen, den 
Berufskollegs, den Berufsakademie, be-
sonders in den „dualen Studiengängen“, 
im Zweiten Bildungsweg und schließlich 
im dritten Bildungsweg, schon Tenden-
zen angelegt, die die Lernsysteme durch-
lässig machen? Und: Ist tatsächlich das 
„duale Studium“ die Lösung? Wollen wir 
tatsächlich die Hochschulen in das Be-
rufsbildungsgesetz einbeziehen?  
 
4. Wissenschaftsorientierte erfahrungs-
basierte Beruflichkeit 
Konsequent folgt, die Sackgassen beste-
hender Trennungen der kaum noch zu 
überschauenden, konkurrierenden Bil-
dungswege durch ein auf dem Prinzip 
der Beruflichkeit aufbauendes, allen ih-
ren Bereichen gemeinsames Leitbild ei-
ner integrierten und auf den ganzen Le-
benslauf bezogenen Bildung zunächst zu 
öffnen und schließlich zu beseitigen. Die 
Zielperspektive legt nahe, Elemente bei-
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der Lernwege auf der Grundlage wissen-
schaftlich begründeten Erfahrungswis-
sens in erweiterter Beruflichkeit zu kom-
binieren. Nur in zweiter Linie ist das ein 
institutionelles Problem, vorrangig geht 
es um die Verknüpfung von Wissens-
formen auf der Ebene des Lernens. Es 
ist bemerkenswert, dass selbst in den 
Wunschbildern der „Industrie 4.0“ ne-
ben zunehmender technisch-wissen-
schaftlicher Kompetenz Erfahrungswis-
sen unverzichtbar bleibt. Durch Erfah-
rungswissen angereicherte Arbeitsweisen 
sind eher in der Lage, Planungsrisiken zu 
verringern, Produktionsstillstände zu ab-
zufedern und Produktmängel zu vermei-
den und vor allem: Kosten zu verringern. 
Auch bleibt die herkömmliche Vorstel-
lung unterkomplex, menschliches Han-
deln werde einzig aus einer vorherge-
henden, wissenschaftlich verallgemeiner-
ten Erkenntnis folgen ohne die Wech-
selwirkung zwischen sinnlicher Wahr-
nehmung, spürendem Empfinden, bild-
haften Assoziationen oder emotionalen 
Impulsen einerseits und der disziplinärer 
Systematik anderseits zu berücksichtigen. 
Systematisches, wissenschaftliches Wis-
sen findet seine Korrektur in problem- 
und kontextbezogener Erfahrung. Ent-
scheidend für die Identifikationschancen 
in der Arbeit wird sein, inwieweit an den 
Arbeitsplätzen selbst Potentiale zu fin-
den sind oder entstehen, um erweiterte 
Tätigkeits- und Lernchancen der Be-
schäftigten – menschenwürdige Arbeit – 
einzubringen. Die Behauptung, auf die 
die Befürworter eines fortschreitenden 
Akademisierungsprozesses abstellen, ist 
jedoch, dass zunehmend abstraktes, for-
males Wissen benötigt und deshalb die 
betriebsbezogene und beruflich gefasste 
Ausbildung zum Auslaufmodell werde. 
Damit wäre der Hinführung auf eine er-
weiterte Beruflichkeit der Weg versperrt. 
Beruflichkeit ist aber zweifellos untrenn-
bar mit dem arbeitenden Subjekt ver-

bunden. Gerade daraus entstehen Hand-
lungs- und Gestaltungs- sowie auch Wi-
derstandspotentiale. Die Sehnsucht nach 
eigener unverwechselbarer Identität kor-
respondiert mit dem Leitbild erweiterter 
Beruflichkeit. Es sind die Subjekte selbst, 
die lernen, Gestalter ihres Wissens und 
Handelns zu werden, ihre eigene Biogra-
phie zu erzählen und herzustellen. Dabei 
sind, wenn wir eine arbeitsorientierte 
Strategie vorantreiben wollen, zwei 
Handlungslinien zu verfolgen: Erstens: 
Es muss deutlich auf die Gestaltbarkeit 
auch der Arbeitsplätze verwiesen wer-
den. Dies kann nur erfolgreich umgesetzt 
werden, wenn die Beschäftigten selbst 
einbezogen sind. Dafür braucht es zwei-
tens für die Beteiligten eine offensive 
Entwicklung gestaltungs- und beteili-
gungsorientierter Kompetenzen. Diese 
wird nicht in crash-Kursen vermittelt. 
Der Erwerb von Erfahrungswissen wie 
von wissenschaftlichem Wissen benötigt 
einen ausreichenden Zeitrahmen, der der 
Atemlosigkeit von „Employability“ ent-
gegensteht.  

Quelle: Peter Faulstich, www.netzwerk 
weiterbildung.info 

Qualifizierung wird wichtiger: IAQ fordert an-
dere Arbeitsmarktpolitik für Langzeitarbeits-
lose 

Die Arbeitsmarktpolitik muss stärker zur 
Qualifizierung von Arbeitslosen beitra-
gen, fordert Prof. Dr. Gerhard Bosch 
vom Institut Arbeit und Qualifikation 
(IAQ) der Universität Duisburg-Essen 
(UDE): „Einfache Tätigkeiten sind kaum 
noch gefragt und Arbeitslose ohne Be-
rufsausbildung haben kaum Integrations-
chancen.“ Bislang werden jedoch vor-
rangig arbeitsmarktnahe und weiterbil-
dungsgeeignete An- und Ungelernte 
vermittelt.  
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Anlässlich der Anhörung des Aus-
schusses für Arbeit und Soziales im 
Deutschen Bundestag (18. Mai 2015) kri-
tisiert Bosch, dass durch die Fokussie-
rung auf eine schnelle Vermittlung die 
Zahl der Weiterbildungsmaßnahmen bis 
2007/08 auf ein historisch tiefes Niveau 
zurückgefahren wurde. Besonders hoch 
waren die Einbrüche bei den Weiterbil-
dungen mit Abschlusszertifikat. Bosch: 
„Es stellt sich die Frage, ob das starke 
Reduzieren von beruflicher Fort- und 
Weiterbildung vor allem in Westdeutsch-
land nicht ein Fehler war. Die gleiche 
Frage stellt sich heute übrigens auch für 
den Osten der Bundesrepublik.“ 

Zwar verringerte sich die Langzeitar-
beitslosenzahl im Wirtschaftsaufschwung 
2005 bis 2008 deutlich. Seitdem stagniert 
sie jedoch – trotz Beschäftigungszunah-
me – auf hohem Niveau knapp über der 
Millionengrenze. Rund 500.000 Personen 
sind mehr als zwei Jahre arbeitslos. 52 
Prozent der Langzeitarbeitslosen hatten 
2013 keinen beruflichen Abschluss. Je 
länger die Arbeitslosigkeit dauert, desto 
mehr werden Qualifikationen entwertet. 
Die Berufsabschlüsse der oft älteren 
Langzeitarbeitslosen liegen lange zurück 
und müssten deshalb eigentlich aufge-
frischt werden, damit sie dem Stand der 
zwischenzeitlich mehrfach modernisier-
ten Berufsbilder entsprechen. 

„Jahrzehntelange Arbeitslosigkeit ist 
erheblich teurer als eine präventive Bil-
dungspolitik, die im Übrigen auch die 
beste Arbeitsmarktpolitik ist“, warnt 
Bosch. Eine Trendwende sei nur durch 
ein Maßnahmenpaket zu erreichen, das 
die besonderen Probleme der Langzeit-
arbeitslosen im Blick hat und in eine 
Wachstumsstrategie eingebunden ist. 
Über regionale Netzwerke und (Nach-
)Betreuung hilft es auch, Vorurteile zu 
überwinden. Eine solche auf den Einzel-
fall ausgerichtete Arbeitsmarktpolitik 
brauche einen hochflexiblen Mittelein-

satz. Angesichts der vielfältigen Proble-
me und unterschiedlichen Potenziale der 
Betroffenen könne Langzeitarbeitslosig-
keit nur mit einem Bündel von Instru-
menten bekämpft werden. 

Der Arbeitsmarktforscher begrüßt 
die angekündigten Bundes-Programme 
zur Bekämpfung der Langzeitarbeitslo-
sigkeit. Allerdings hätte man die neuen 
Elemente – Betriebsakquise, Coaching, 
Gesundheitsförderung – besser an die 
Regelförderung (§16e SGB II „Förde-
rung von Arbeitsverhältnissen“) anbin-
den können. Denn damit stehe ein aus-
baufähiges Instrument zur Verfügung, 
das allen Arbeitgebern von der Privat-
wirtschaft über die Beschäftigungsträger 
bis hin zu Sozialen Unternehmen offen-
stehe.  

Quelle: IAQ: Pressemitteilung vom 
18.05.2015 

„Zu viele Studenten, zu wenig Facharbeiter? 
Droht uns die Überakademisierung?“ 

Über den „Akademisierungswahn“ dis-
kutierten Prof. Julian Nida-Rümelin von 
der LMU München, Prof. Felix Rauner 
von der Uni Bremen, Dr. Irene Seling 
von der BDA und Heino von Meyer von 
der OECD im Historischen Rathaussaal 
der Stadt Nürnberg anlässlich der Kon-
ferenz des Instituts für Arbeitsmarkt und 
Berufsforschung der Bundesagentur für 
Arbeit (IAB). 

Die Zahl der Studienanfänger hat 
sich in den letzten 15 Jahren nahezu ver-
doppelt, Tendenz weiterhin steigend. 
Wie ist diese Entwicklung zu bewerten? 
Haben wir bald ein Überangebot an 
Akademikern, aber zu wenige Facharbei-
ter? Wracken wir gerade das duale Aus-
bildungssystem ab, um das uns so viele 
Länder beneiden? Und inwieweit sollte 
der Staat hier regulierend eingreifen?  
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Das Dilemma, vor dem wir stehen, 
zeigte IAB-Vizedirektor Dr. Ulrich Wal-
wei auf: Deutschland brauche künftig 
durchaus noch mehr Akademiker. Zu-
gleich machten aber aktuelle Analysen 
des IAB deutlich, dass langfristig gerade 
im mittleren Qualifikationssegment die 
stärksten Fachkräfteengpässe drohten 
(hierzu auch IAB-Kurzbericht 9/2015 
mit Qualifikations- und Berufsfeldpro-
jektionen bis 2030).  

Nida-Rümelin: „Viele Eltern sind von ei-
ner regelrechten Bildungspanik ergriffen“ 
Auf die Frage, ob Deutschland unter ei-
ner Überakademisierung leidet, gab der 
Münchner Philosophieprofessor Julian 
Nida-Rümelin, Autor einer bekannten 
Streitschrift wider den „Akademisie-
rungwahn“, eine zunächst durchaus 
überraschende Antwort: „Wir haben in 
Deutschland zu wenig Akademiker. Es 
könnten sogar noch mehr werden“, 
meinte der ehemalige SPD-
Kulturstaatsminister unter Gerhard 
Schröder. Der Anteil der Hochschulab-
gänger unter den 25- bis 64-Jährigen lie-
ge derzeit bei 16 Prozent und könne 
nach seinem Dafürhalten durchaus auf 
25 bis 30 Prozent steigen. Wenn sich die 
Entwicklung jedoch ungebremst fortset-
zen sollte, sieht Nida-Rümelin das duale 
Ausbildungssystem in höchster Gefahr. 
Problematisch sei insbesondere, dass 
Ausbildungsberufe gegenüber akademi-
schen Berufen eine weitaus geringere ge-
sellschaftliche Wertschätzung genössen. 
„Ich sehe nicht ein“, empörte er sich, 
„warum ein Hochschuldozent das drei-
fache Gehalt einer Erzieherin be-
kommt“, und wies den Verdacht, dass es 
ihm letztlich um eine elitäre Abschlie-
ßung geht, weit von sich. Der von ihm 
diagnostizierte „Akademisierungswahn“ 
speise sich auch aus der „Bildungspanik“ 
vieler Eltern, die Angst vor dem Abstieg 
ihrer Kinder hätten.  

Von Meyer: Studium und duale Ausbil-
dung nicht gegeneinander ausspielen 
Demgegenüber sieht Heino von Meyer 
in steigenden Studentenzahlen keine Ge-
fahr für das duale Ausbildungssystem. 
Der Leiter des Berlin Centre der Organi-
sation für Wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung (OECD) hält die 
Debatte um eine Überakademisierung 
für einen „Schaukampf, bei dem Studi-
um und duale Ausbildung gegeneinander 
ausgespielt werden“. Er betonte denn 
auch, dass die OECD keine Quoten oder 
Zielmarken für den Akademikeranteil 
ausgebe. Vielmehr trete die OECD ins-
gesamt für bessere Bildungschancen und 
mehr Durchlässigkeit zwischen berufli-
cher und akademischer Ausbildung ein. 
Er verweist darauf, dass Deutschland in 
der Vergangenheit über allen OECD-
Ländern den geringsten Zuwachs an 
hochqualifizierten „Meistern und Mas-
tern“ zu verzeichnen hatte, während zu-
gleich viele Jugendliche in Schule, Aus-
bildung und Studium ohne Abschluss 
blieben. 

Rauner: „Die Attraktivität der beruflichen 
Ausbildung nimmt kontinuierlich ab.“ 
Felix Rauner hingegen, der an der Uni-
versität Bremen eine Forschungsgruppe 
„Berufsbildungsforschung“ leitet, beklag-
te, dass die Attraktivität der dualen Aus-
bildung kontinuierlich abnimmt. Der 
Professor, der früher selbst als Elektro-
installateur gearbeitet hat, pries das 
„Prinzip der Meisterschaft“. Deutsche 
Handwerksmeister müssten so unter-
schiedliche Kriterien wie Funktionalität 
und Gebrauchswert, aber auch Umwelt- 
und Arbeitsschutz verstehen und abwä-
gen, wenn sie sich mit ihrem Betrieb am 
Markt behaupten wollen. Dass Deutsch-
land nach 1990 – im Gegensatz etwa zu 
Frankreich oder England – keine flä-
chendeckende Deindustrialisierung zu 
beklagen hatte, ist für Rauner auch das 
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Verdienst des dualen Ausbildungssys-
tems. Das Erfolgsrezept der deutschen 
Industrie sei es gewesen, dem sich ver-
schärfenden internationalen Qualitäts-
wettbewerb mit einem Abbau von Hie-
rarchieebenen im Management und einer 
Stärkung der wertschöpfungsnahen 
Facharbeiterschaft sowie mit leistungsfä-
higen F+E-Abteilungen zu begegnen. 
Rauner lobte zudem das Schweizer Mo-
dell, wo die duale Berufsausbildung den 
gleichen Wert habe wie ein Hochschul-
studium und auch die Durchlässigkeit 
zwischen beiden Bereichen besser funk-
tioniere. Noch stärker als in Deutschland 
stütze sich die Innovationskraft der 
Schweizer Wirtschaft auf FH-Absol-
venten, Meister und Facharbeiter.  

Anders als Nida-Rümelin und Rauner 
hält Irene Seling von der Bundesvereini-
gung der Deutschen Arbeitgeberverbän-
de die Debatte um den vermeintlichen 
Akademisierungswahn für falsch. „Der 
Bedarf an Akademikern steigt“, zeigte 
sich die stellvertretende Leiterin der Ab-
teilung Bildung/Berufliche Bildung 
überzeugt – und fügte der mit Daten und 
Zahlen reichlich gespickten Diskussion 
mindestens zwei weitere hinzu. Detail-
liert erläuterte sie, warum die Angaben 
zur Zahl der Studienanfänger, die in den 
Medien kursieren, aus ihrer Sicht über-
höht und irreführend sind und daher be-
reinigt werden müssten. Am Ende taxier-
te sie die Zahl derjenigen, die sich pro 
Jahr für ein Studium entscheiden, auf 
400.000 und die Zahl derjenigen, die eine 
berufliche Ausbildung beginnen, auf 
710.000.  

Dissens entzündete sich an der Höhe 
der sogenannten Bildungsprämie. Be-
rechnungen, denen zufolge ein Akade-
miker im Laufe seines Lebens eine Milli-
on Euro mehr verdient als ein Nichtaka-
demiker, hält Nida-Rümelin für „völlig 
 

schief“. Nur bei Informatikern und In-
genieuren gebe es einen massiven Ge-
haltsüberschuss. Absolventen sozial- und 
geisteswissenschaftlicher Studiengänge 
hingegen verdienten zum Teil sogar 
deutlich weniger als nicht akademische 
Fachkräfte (vgl. hierzu den IAB-Kurz-
bericht 1/2014 „Bildung lohnt sich ein 
Leben lang“). Zudem entstehe durch die 
Überakademisierung ein Druck nach un-
ten – etwa dergestalt, dass Architekten 
mangels besserer Alternativen den Beruf 
eines technischen Zeichners ausüben. 

Seling: Zweijährige Ausbildungsgänge als 
Einstiegsoption für leistungsschwächere Ju-
gendliche 
Einigkeit auf dem Podium bestand hin-
gegen darin, dass mehr für den „unteren 
Rand“ getan werden müsse. So monierte 
Seling, dass von den 20- bis 29-jährigen 
1,3 Millionen keinen Berufsabschluss 
hätten. Gerade schwächere Jugendliche 
müssten stärker gefördert werden, denn 
noch immer befänden sich viel zu viele 
im sogenannten Übergangssystem. An-
ders als Nida-Rümelin machte Seling da-
für jedoch nicht die unzureichende Aus-
bildungsbereitschaft der deutschen Wirt-
schaft verantwortlich. Stattdessen möch-
te sie den Ausbau zweijähriger Ausbil-
dungsgänge forcieren, um leistungs-
schwächeren Jugendlichen den Einstieg 
in eine Ausbildung zu erleichtern. Leider, 
so klagte sie, zeigten die Gewerkschaften 
hier nur wenig Entgegenkommen. 

Die Nürnberger Gespräche werden 
von der Bundesagentur für Arbeit, unter 
Federführung des IAB, und der Stadt 
Nürnberg zweimal jährlich ausgerichtet. 
Sie stehen allen Interessierten offen 
(Kontakt: Martin Schludi). 

 
Quelle: www.iab.de/de/veranstaltungen, 
04.05.2015 
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Arbeit 4.0 braucht Bildung 4.0 

Die Digitalisierung nimmt Fahrt auf und 
erobert die Lebensbereiche der Men-
schen – Arbeit, Schule, Privatleben. Be-
reits 44 Prozent von 400 befragten Fir-
men setzen schon Industrie-4.0-Anwen- 
dungen ein. Das zeigt eine repräsentative 
Studie der Bitkom, des Interessenver- 
bandes, der mehr als 2.200 Unternehmen 
der digitalen Wirtschaft vertritt: „Die Di-
gitalisierung der Produktion muss obers-
te Priorität haben, wenn die deutsche 
Wirtschaft auch künftig international be-
stehen will.“ Gleichzeitig warnen die 
Gewerkschaften. Es besteht die Gefahr, 
dass in den nächsten zehn Jahren viele 
Menschen auf der Strecke bleiben. Die 
Digitalisierung der Arbeitswelt muss im 
Sinne der Beschäftigten jetzt neu organi-
siert werden. Dafür muss die Qualifizie-
rung und Ausbildung in den Betrieben 
und Schulen verbessert werden, sagte IG 
Metall-Vorsitzender Detlef Wetzel dem 
Deutschlandfunk. Ein kompetenter Um-
gang mit neuen Technologien und digita-
len Informationen gilt als Voraussetzung 
für eine erfolgreiche gesellschaftliche 
Teilhabe. Besorgniserregend sind jedoch 
die Ergebnisse der Studie ICILS 2013 
(International Computer and Informati-
on Literacy Study), die die digitalen 
Kompetenzen von Jugendlichen in 
Deutschland im internationalen Ver-
gleich untersuchte, und die den hier le-
benden Jugendlichen nur ein mittelmäßi-
ges Kompetenzniveau attestiert. „Schon 
jetzt gehen viele Menschen auf dem ra-
santen Weg in die Wissens- und Infor-
mationsgesellschaft verloren“, bestätigte 
Professorin Dr. Brigit Eickelmann von 
der Universität Paderborn, die die Studie 
mit durchgeführt hat. Fast 30 Prozent 
der Jugendlichen verfügen über nur un-
zureichende Computer- und IT-Kompe-
tenzen. Sie werden es schwer haben, er-
folgreich am privaten, beruflichen sowie 

gesellschaftlichen Leben teilzuhaben. 
Bundesweit fordern Experten deshalb 
eine echte Bildungsrevolution. „Arbeit 
4.0 braucht Bildung 4.0“, titelte neulich 
der Autoren-Blog carta.info. Ähnlich 
sieht das auch die Bundesregierung, die 
das Thema „Digitale Bildung“ in den 
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung gab, wo nach 
einem Fachgespräch geschlussfolgert 
wurde: „Deutschland hat in der digitalen 
Bildung großen Nachholbedarf.“ So be-
tonte Eickelmann, dass es neben der Be-
reitstellung technischer Infrastruktur vor 
allem um die Erstellung von Curricula 
gehe, die auch die Kompetenz der Leh-
rer erhöhen. Saskia Esken, Mitglied der 
SPD-Bundestagsfraktion und Berichter-
statterin „Digitale Bildung“, zeigte sich 
zufrieden: „Mit dem Fachgespräch haben 
wir einen fachlichen Diskurs eröffnet. 
Jetzt müssen wir gemeinsam daran arbei-
ten, die Forderungen mit Leben zu fül-
len.“ Auch das BMBF möchte sich jetzt 
verstärkt offenen Bildungsmaterialien 
zuwenden, den so genannten „Open 
Educational Resources“ (OER). OER 
stehen im Internet unter einer offenen 
Lizenz; diese erlaubt, dass Nutzer die 
Lehr- und Lernmaterialien ohne Sorge 
vor möglichen Urheberrechtsverletzun-
gen mit anderen teilen und weiterentwi-
ckeln können. Ziel ist, dieses Potenzial 
für Deutschland stärker zu nutzen. 
 
Quelle: BBB Info-Brief Juni 2015 (ge-
kürzt) www.bildungsverband.info  

Baden Württemberg Bildungsurlaub:   
Fünf Tage für Bildung und Qualifizierung  
Bildungszeit jetzt nutzen! 

„Mit dem Anspruch auf Bildungszeit 
wird ein lange gehegter Wunsch der Ge-
werkschaften wahr“, sagte die stellvertre-
tende DGB-Landesvorsitzende Gabriele 
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Frenzer-Wolf. Am 1. Juli 2015 trat das 
Gesetz in Baden-Württemberg in Kraft. 
„Endlich eröffnen sich auch im Südwes-
ten den Beschäftigten neue Perspektiven 
für Bildung und Qualifizierung“. Be-
schäftigte können sich fünf Tage im Jahr 
für berufliche und politische Bildung 
freistellen lassen. Der Arbeitgeber zahlt 
das reguläre Entgelt in der Zeit fort. Die 
Seminar- und Reisekosten sind von den 
Beschäftigten selbst zu tragen.  

„Der DGB, seine Mitgliedsgewerk-
schaften und die Partner im Bündnis 
Bildungszeit werden dafür werben, die 
Bildungszeit zu nutzen. Wir wollen ein 
weiterbildungsfreundliches Klima im 
Land schaffen“. Die gewerkschaftlichen 
Bildungswerke haben die Anerkennung 
als Träger beantragt und bieten bereits 
von Juli 2015 an entsprechende Veran-
staltungen an. Für Gewerkschaftsmit-
glieder sind diese Bildungsangebote in 
der Regel kostenlos.  

Vom 1. Januar 2016 an werden auch 
Qualifizierungen für ehrenamtliche Tä-
tigkeiten im Rahmen der Bildungszeit 
möglich sein. „Viele Menschen leisten 
ehrenamtlich Hilfe für Flüchtlinge und 
damit einen wertvollen Dienst an unserer 
Gesellschaft. Sie sollen künftig Bildungs-
zeit nehmen können, um sich auf diese 
Aufgaben vorbereiten zu lassen.“  

Der Weg zur Bildungszeit:  
1. Bildungsangebot aussuchen  
Das Bildungsangebot muss für die Bil-
dungszeit geeignet sein und von einem 
anerkannten Träger durchgeführt werden 
(Liste der anerkannten Träger auf 
www.bildungszeitgesetz.de). Das Bil-
dungsangebot muss grundsätzlich min-
destens 6 Zeitstunden pro Tag Unter-
richt umfassen.  

2. Antrag auf Bildungszeit stellen  
Antrag beim Arbeitgeber (schriftlich, 
mindestens acht Wochen vor Veranstal-

tungsbeginn) mit folgenden Inhalten 
stellen: Informationen zu Lernzielen und 
Lerninhalten, Zielgruppe der Veranstal-
tung, zeitlicher Ablauf, Name der Bil-
dungseinrichtung mit Angaben zur An-
erkennung (Musterformular auf 
www.bildungszeitgesetz.de).  

3. Entscheidung des Arbeitgebers abwarten 
Der Arbeitgeber entscheidet unverzüg-
lich, spätestens vier Wochen vor Beginn 
der Bildungsmaßnahme schriftlich über 
den Antrag. Ohne Antwort innerhalb der 
Frist gilt der Antrag als genehmigt. Eine 
Ablehnung muss schriftlich begründet 
werden. Eine Ablehnung ist möglich, 
wenn der individuelle Anspruch auf Bil-
dungszeit bereits ausgeschöpft wurde, 
dringende betriebliche Belange im Sinne 
von §7 Bundesurlaubsgesetz oder bereits 
genehmigte Urlaubsanträge anderer Be-
schäftigter vorliegen. Der Arbeitgeber 
kann auch mit Verweis auf die Kleinbe-
triebs- oder die Überforderungsklausel 
den Antrag ablehnen.  

4. Teilnahme nachweisen  
Nach der Weiterbildungsmaßnahme ist 
die Teilnahme gegenüber dem Arbeitge-
ber nachzuweisen. Eine entsprechende 
Bescheinigung stellt der Bildungsträger 
aus.  

Quelle: Pressemitteilung des DGB Ba-
den-Württemberg, 30.6.2015 (gekürzt) 

Unternehmerverbände: Bildung definiert Le-
benschancen. Bildung 4.0 – für die Arbeits-
welt der Zukunft 

„In Deutschland verweisen wir gerne 
und mit Recht darauf, dass das duale 
Ausbildungssystem Jugendliche beson-
ders erfolgreich in das Arbeitsleben inte-
griert und Jugendarbeitslosigkeit weitge-
hend verhindert. Nicht nur unsere euro-
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päischen Nachbarn, sondern auch Län-
der wie die USA und China experimen-
tieren gerade damit, duale Ausbildungs-
konzepte in ihre nationalen Systeme zu 
integrieren.  

Wir sind überzeugt, dass die duale 
Berufsausbildung ein wesentlicher Faktor 
für die Stärke des Wirtschaftsstandorts 
Deutschland ist. Leider sind wir gerade 
dabei, diese Stärke aus politischem Op-
portunismus zu verspielen. Denn in der 
öffentlichen Wahrnehmung ist die aka-
demische Ausbildung der Königsweg, 
der Arbeitsplatzsicherheit, ein hohes Le-
benseinkommen und gesellschaftliches 
Ansehen garantiert. Deshalb gehen jedes 
Jahr mehr Jugendliche unmittelbar im 
Anschluss an die Schule an die Hoch-
schulen. 

Vieles an dieser Entwicklung ist posi-
tiv, denn die Qualifikationsanforderun-
gen in der Wirtschaft steigen. Deshalb ist 
es prinzipiell zu begrüßen, dass Jugendli-
che sich anspruchsvolle Ziele setzen. 
Sorgen macht uns, dass als Spiegelbild 
der ständig steigenden Quote von Ju-
gendlichen, die ein Studium beginnen, 
Jahr für Jahr weniger Jugendliche in eine 
betriebliche Ausbildung gehen. Der 
Wirtschaft fehlen die Bewerber um Aus-
bildungsstellen. Gleichzeitig weisen alle 
Prognosen darauf hin, dass in Zukunft 
gerade die beruflich-praktischen Qualifi 
kationen auf dem Arbeitsmarkt gesucht 
sein werden, während Angebot und 
Nachfrage bei Akademikern überwie-
gend ausgeglichen sind. 

Der Wissenschaftsrat hat in einer 
kürzlich vorgelegten Analyse auf einen 
weiteren, aus unserer Sicht sehr wichti-
gen Aspekt hingewiesen. Auf dem Ar-
beitsmarkt der Zukunft werden vor al-
lem Qualifi ationsprofi le nachgefragt 
werden, die ein hohes theoretisches Wis-
sen mit praktischen Umsetzungsfähigkei-
ten verbinden. Kurz gesagt: Wir brau-
chen sowohl den betrieblichen Praktiker 

als auch den Akademiker, aber immer öf-
ter in einer Person. …  

Betriebliche und akademische Weiterbil-
dung 
Bildung wird noch immer überwiegend 
mit Erstausbildung gleichgesetzt. Dane-
ben hat sich jedoch der Begriff des „le-
benslangen Lernens“ in den Bildungsde-
batten etabliert. Es besteht ein gesell-
schaftlicher Konsens, dass Lernen wäh-
rend des gesamten Berufslebens erfor-
derlich ist. 

Die Konsequenzen dieser Erkenntnis 
sind jedoch in der Struktur des Bildungs-
systems noch nicht angekommen. Junge 
Menschen planen ihre Bildungswege 
immer noch so, als sei die Wertigkeit des 
letzten allgemeinbildenden Abschlusses 
vor Eintritt in das Berufsleben entschei-
dend für die gesamte weitere Berufslauf-
bahn. Am Beispiel der Hochschulzu-
gangsberechtigung für beruflich Qualifi-
zierte wird deutlich, dass nach wie vor 
Hürden im System existieren, die es 
Menschen erschweren, das Prinzip des 
lebenslangen Lernens auch tatsächlich zu 
leben. 

Wissenschaftliche Weiterbildung für be-
triebliche Praktiker 
Die wissenschaftliche Weiterbildung – 
lange ein Stiefkind der hochschulischen 
Bildung – wurde mit der Reform des 
Hochschulrahmengesetzes 1999 zum ge-
setzlichen Auftrag der Hochschulen und 
ist in fast allen Landeshochschulgesetzen 
enthalten. Der starke Zustrom an Schul-
absolventen an die Hochschulen führte 
allerdings dazu, dass wissenschaftliche 
Weiterbildung an vielen Hochschulen 
noch nicht in hohem Umfang angeboten 
wird. Insbesondere fällt es vielen Hoch-
schulen noch immer schwer, den beson-
deren Anforderungen von Weiterbil-
dungsaspiranten zu genügen: Es geht in 
der Regel um berufsbegleitende Angebo-
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te mit spezifischen organisatorischen, 
curricularen und didaktischen Besonder-
heiten und hohem Beratungsbedarf, die 
sich von grundständigen Studienforma-
ten erheblich unterscheiden. 

Einige Hochschulen bauen allerdings 
mit hohem Engagement der Leitungs-
gremien Einrichtungen für die wissen-
schaftliche Weiterbildung auf, die nur an 
akademische Teilnehmer gerichtet sind – 
die weiterbildungsaktivste Gruppe in der 
Bevölkerung. Die Beschränkung des Ad-
ressatenkreises wird möglicherweise in 
Zukunft nicht tragfähig sein: Viele beruf-
lich Qualifizierte ziehen Hochschulab-
schlüsse beruflichen Fortbildungsab-
schlüssen als Upgrading ihrer Abschlüsse 
vor; geregelte berufliche Fortbildungs-
gänge verzeichnen zurückgehende Teil-
nehmerzahlen. 

Dies gilt besonders in den Berufen, 
in denen sich die Grundausbildung aka-
demisiert oder die kognitiven Anforde-
rungen signifikant erhöhen. Dazu zählen 
etwa Gesundheits- und Pflegeberufe. 

Erst in neuerer Zeit fanden einige 
private und teilweise auch staatliche 
Fachhochschulen und Hochschulen, die 
sich auf die Fernlehre spezialisiert haben, 
ein weites Betätigungsfeld darin, in be-
rufsbegleitenden Studiengängen beruf-
lich Qualifizierten ein akademisches Up-
grading 0 

anzubieten. Sie rechnen dabei ein-
schlägige berufliche Vorerfahrungen ent-
sprechend den Beschlüssen der Hoch-
schulrektorenkonferenz von 2009 mit bis 
zu 50 % der erforderlichen Lernleistun-
gen an. Diese Studiengänge stoßen auch 
deswegen auf große Resonanz, weil be-
ruflich Qualifizierte damit Akademisie-
rungstrends in ihrem Berufsfeld indivi-
duell folgen können. Einige weiterbil-
dende Studienangebote sind für Lernen-
de ohne die übliche Studieneingangsqua-
lifikation offen und bieten ihnen eine er-
gänzende akademische Qualifizierung, 

die auf ihre beruflichen Erfahrungen auf-
setzt. Auch gibt es reguläre weiterbilden-
de Studiengänge, die ein Studium neben 
dem Beruf ermöglichen. 

Quelle: Vereinigung der hessischen Un-
ternehmerverbände (vhu), www.vhu.de/ 
vhu/home/publikationen__services/_bil
dung_40__fuer_die_arbeitswelt_der_zuk
unft.de.html 

Kompetenzen von Lehrenden anerkennen  
Erwachsenenbildungs-Projekt GRETA startet 
am DIE 

Seit Jahren ist es im Gespräch – jetzt 
werden die schon lange geforderten ers-
ten Schritte getan: Ähnlich wie in Öster-
reich und in der Schweiz kann es bald 
auch in Deutschland eine bundesweite, 
trägerübergreifende Anerkennung der 
Kompetenzen von Erwachsenen- und 
Weiterbildnern geben. Mit dem Projekt 
GRETA des Deutschen Instituts für 
Erwachsenenbildung (DIE) wird der 
Grundstein für eine mehrjährige Ent-
wicklungsphase gelegt. Durch die enge 
Kooperation mit acht Dachverbänden 
aus allen wichtigen Feldern der Erwach-
senen- und Weiterbildung entsteht eine 
neue Dynamik für die Professionalitäts-
entwicklung im Feld. Mit den Trainern 
und Dozenten werden Akteure in den 
Fokus gerückt, die mit mindestens 
400.000 Personen eine sehr große Be-
rufsgruppe darstellen. Für die Teilneh-
menden sind sie das Aushängeschild der 
Weiterbildung und für die Qualität der 
Lehr- und Lernprozesse verantwortlich. 
GRETA steht für „Grundlagen für die 
Entwicklung eines trägerübergreifenden 
Anerkennungsverfahrens für die Kom-
petenzen Lehrender in der Erwachse-
nen- und Weiterbildung“ und wird für 
drei Jahre mit Mitteln des Bundesminis-
teriums für Bildung und Forschung 
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(BMBF) finanziert. Konkret wird im 
Projekt zunächst ein Kompetenzmodell 
entwickelt, auf das sich alle nachfolgen-
den Fragestellungen und Verfahren be-
ziehen sollen. Zum Beispiel werden In-
strumente entwickelt und vereinbart, die 
Kompetenzen von Dozenten und Trai-
nern in der Weiterbildung sichtbar ma-
chen und anerkennen („validieren“) und 
die später in ein berufsqualifizierendes 
Zertifikat münden können. Dabei geht 
es nicht um fachliche, sondern um er-
wachsenenpädagogische, also z. B. me-
thodische und didaktische Kompeten-
zen. Und zwar sowohl um solche, die im 
Rahmen der Berufstätigkeit erworben 
worden sind als auch solche, die im Zuge 
von gezielten Aus- und Fortbildungen 
angeeignet wurden. Bisher gibt es dies-
bezüglich keine Anforderungen an Do-
zenten, die in allen Bereichen der Wei-
terbildung gleichermaßen gelten würden. 
In einzelnen Trägerbereichen und auf 
einzelne Fächer bezogen gibt es Stan-
dards; auch die Durchführungsverord-
nungen und Qualitätsmanagement-Sys-
teme schreiben einzelne Anforderungen 
fest. Auch wenn die Umsetzung und 
Implementierung von konkreten Struk-
turen noch nicht Gegenstand des aktuel-
len Projekts ist, so muss doch schon jetzt 
darauf geachtet werden, dass sich die 
Verfahren an den Bedarfen und Mög-
lichkeiten der Praxis orientieren. Hierzu 
werden im Rahmen von GRETA Work-
shops mit Einrichtungsvertretern und 
Dozenten durchgeführt. Es „muss ver-
mieden werden, zusätzlich zu bereits be-
stehenden Anforderungen aufwändige 
und kostenintensive Qualitätssicherungs-
systeme aufzubauen. Gleichzeitig muss 
natürlich deutlich gemacht werden, dass 
bestimmte Anforderungen zu erfüllen 
sind, wenn man hinreichende Qualität 
gewährleisten möchte“, sagt BBB-
Geschäftsführer Walter Würfel. Der Bil- 
 

dungsverband vertritt im Konsortium die 
Interessen von Akteuren aus dem Feld 
der beruflichen Weiterbildung. Die Be-
teiligten erhoffen sich von ihrer Koope-
ration, mittelfristig Qualitätsstandards für 
Lehrtätigkeiten in der Weiterbildung 
bundesweit etablieren und ein gemein-
sames Berufsverständnis in der Commu-
nity der Erwachsenen- und Weiterbild-
ner stiften zu können. „Und wenn die 
Kompetenzen der Lehrkräfte deutlich 
sichtbar werden, kann dies eine Voraus-
setzung sein, die Rahmenbedingungen 
der Beschäftigungsverhältnisse zu ver-
bessern“, so Würfel. Insgesamt teilen die 
Kooperationspartner von GRETA die 
Einschätzung, dass ein solcher Prozess 
hilft, Bedeutung und Wert der Weiterbil-
dung sichtbar zu machen. Projektpartner 
sind: 
 Deutsches Institut für Erwachsenen-

bildung – Leibniz-Zentrum für Le-
benslanges Lernen (DIE) 

 Arbeitskreis deutscher Bildungsstät-
ten e. V. (AdB) 

 Bundesarbeitskreis Arbeit und Leben 
(AuL)  

 Bundesverband der Träger berufli-
cher Bildung e.V. (BBB)  

 Deutsche Evangelische Arbeitsge-
meinschaft für Erwachsenenbildung 
(DEAE)  

 Deutsche Gesellschaft für wissen-
schaftliche Weiterbildung und Fern-
studium e. V. (DGWF)  

 Deutscher Volkshochschul-Verband 
e. V. (DVV)  

 Dachverband der Weiterbildungsor-
ganisationen e.V. (DVWO)  

 Verband Deutscher Privatschulver-
bände e.V. (VDP) 

 
Kontakt: Dr. Peter Brandt (DIE) 
brandt@die-bonn.de 
Quelle: BBB Info-Brief Juni 2015 
www.bildungsverband.info  



Thema | Rezensionen 

297 

Rezensionen 

Horst Siebert: Erwachsene – lernfähig aber 
unbelehrbar. Was der Konstruktivismus für 
die politische Bildung leistet. Wochenschau-
Verlag, Schwalbach/Ts. 2015, 159 S. 

Horst Siebert hat schon zahlreiche Bü-
cher zu den Themen „Lernen“, „Kon-
struktivismus“ und „konstruktivistische 
Didaktik“ veröffentlicht. Zu erinnern ist 
in diesem Zusammenhang an „Pädagogi-
scher Konstruktivismus“ (2003), „Kon-
struktivistisch lehren und lernen“ (2008), 
„Konstruktivistische Erwachsenenbil-
dung“ (zusammen mit Rolf Arnold, 
1995), um nur drei aus der langen Reihe 
von Titeln zu nennen. Kann da der vor-
liegende Text noch etwas Neues beisteu-
ern, zusätzliche Aspekte herausarbeiten 
oder gar einen perturbierenden Blick auf 
das Thema eröffnen? Ja, er kann, weil es 
einen Reibungspunkt gibt, eine argumen-
tative Herausforderung in Gestalt der 
politischen Bildung und ihrer konstrukti-
vismus-kritischen Vertreter. 

Gewohnt vielschichtig mit Rückgriff 
auf Literatur aus der Pädagogik und ihrer 
Nachbardisziplinen, aber auch den Na-
turwissenschaften entfaltet der Autor 
den Kosmos des Konstruktivismus mit 
seinen Verästelungen und Akzentuierun-
gen, er arbeitet auf der Basis lernpsycho-
logischer und neurobiologischer Grund-
lagen sein Lernverständnis heraus und 
beschreibt davon ausgehend sein didak-
tisch-methodisches Grundverständnis. 
Dies geschieht komprimiert und kon-
zentriert, immer wieder auch mit Bezü-
gen zur politischen Bildung. In der Mitte 
des Buches wird über ein Zwischenfazit 
die Quintessenz seiner Überlegungen 
zum Lernbegriff, zur Lernfähigkeit, zur 

Gehirnforschung, zum Lehren und zur 
Kommunikation zusammengefasst. Sie-
bert kompakt sozusagen. 

Die politische Bildung gerät aller-
dings erst im vierten Kapitel ins Zent-
rum der Betrachtung. Dort werden ver-
schiedene Ansätze dieser Disziplin in 
Beziehung zum konstruktivistischen An-
satz gesetzt: Adornos Theorie der Halb-
bildung, Oskar Negts exemplarisches 
Lernen und Dirk Langes alltagsorientier-
tes Lernen. Horst Siebert sieht durchaus 
eine Anschlussfähigkeit zu konstruktivis-
tischem Gedankengut: Das Exemplari-
sche, das Alltagsorientierte und die Sub-
jektorientierung würden sich ergänzen.  

Auch einige Grundpositionen kon-
struktivistischer Lerntheorie werden rela-
tiviert: Die Ausrichtung des Lernens z. 
B. auf Brauchbarkeit (Viabilität) allein 
reiche nicht aus, es bedürfe auch einer 
regulativen normativen Idee, die zum 
Beispiel in einer zeitgemäßen Weiterent-
wicklung der Humboldtschen Bildungs-
idee bestehen könne. Im Vorwort betont 
Klaus-Peter Hufer dann auch zurecht: 
„So eindeutig war Horst Siebert bisher 
nicht.“ 

Siebert sieht in unserer Gesellschaft 
gelernte soziale Konstruktionen, die 
nicht als Ausprägung von Individualität 
hingenommen werden können (z. B. 
Rassismus, Islamfeindlichkeit, umwelt-
schädliche Einstellungen und Verhal-
tensweisen). Erwachsenenbildung habe 
die gesellschaftliche Aufgabe, ja die Ver-
pflichtung gegenzusteuern durch Aufklä-
rung, Bewusstmachung und Reflektion. 
Er zeigt auch an Beispielen auf, wie diese 
Zielsetzung durch politikdidaktische 
Maßnahmen erreichbarer werden könn-
te. 

Das Buch ist trotz vieler Praxisbei-
spiele eine anspruchsvolle Lektüre, die 
die volle Aufmerksamkeit des Lesers/der 
Leserin verlangt. Es liefert einen fundier-
ten Beitrag zu einem Grundsatzstreit und 
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endet versöhnlich mit einem Brücken-
schlag. Dieser Umstand ist im Besonde-
ren bei Beiträgen zur politischen Bildung 
keinesfalls die Regel.  

Dieter Gnahs 

Heinemann, Alisha M.B.: Teilnahme an Wei-
terbildung in der Migrationsgesellschaft. Per-
spektiven deutscher Frauen mit „Migrations-
hintergrund“. Bielefeld 2014, 328 S.  

Seit einigen Jahren wird der Weiterbil-
dungsbeteiligung von Adressat_innen 
mit Migrationsbiografien auch wissen-
schaftlich verstärkte Aufmerksamkeit ge-
schenkt. Unter anderem ist dies auf sta-
tistische Erkenntnisse über eine Unter-
repräsentation der genannten Gruppe in 
Weiterbildungsmaßnahmen oder auch 
auf geänderte Rahmenbedingungen wie 
das Zuwanderungsgesetz zurückzuführen. 

Hinter dem homogenisierenden Kon-
strukt von „Menschen mit Migrationshin-
tergrund“ bleiben viele Aspekte des Phä-
nomens Weiterbildungsteilnahme im Dun-
keln. Die qualitative Studie von Heine-
mann differenziert Motive, Erfahrungen 
sowie Strategien von Frauen mit Migra-
tionserfahrung im Zugang zu Weiterbil-
dung näher aus. Sie verortet ihre an der 
Universität Hamburg vorgelegte Disser-
tationsschrift an der Schnittstelle von 
Adressat_innenforschung und einer 
macht- und herrschaftskritischen Migra-
tionswissenschaft. Die Analyse knüpft an 
Bourdieus Konzepten zu Habitus, Kapi-
talsorten und symbolischer Herrschaft an 
und basiert wesentlich auf postkolonia-
len Theorieansätzen. Dementsprechend 
sorgfältig wird in den einleitenden Kapi-
teln der Umgang mit Begrifflichkeiten er-
örtert, etwa wenn die mit der Zuschrei-
bung eines „Migrationshintergrundes“ 
verbundenen gesellschaftlichen Zugehö-
rigkeitsordnungen hinterfragt werden. So 
kann bereits die Konstruktion einer ver-

meintlichen Gruppe von „Menschen mit 
Migrationshintergrund“ als Akt symboli-
scher Ausgrenzung wirksam werden.  

Die Forschungsfrage nach den sub-
jektiven Perspektiven von Frauen „mit 
Migrationshintergrund“ auf Weiterbil-
dung, insbesondere ihre Gründe für eine 
Teilnahme/Nicht-Teilnahme an Bildung-
sangeboten, wird anhand von empiri-
schem Material aus elf Einzelinterviews 
mit Frauen im Alter zwischen 25 und 50 
Jahren ausgelotet. Einige der Befragten 
sind im Erwachsenenalter mit dem Ziel 
einer dauerhaften Niederlassung einge-
wandert, andere sind bereits in Deutsch-
land aufgewachsen. Aufgrund ihres Le-
bensmittelpunktes werden sie auch unab-
hängig von ihrem Rechtsstatus in der 
Publikation als deutsche Frauen bezeich-
net. Die Autorin setzt damit einen be-
wussten Kontrapunkt zu gängigen Be-
nennungspraxen und dahinterliegenden 
Definitionen von Zugehörigkeit. 

Die Analyse zeigt insgesamt sehr he-
terogene Lebenslagen der Befragten auf, 
es lassen sich auch einige zentrale Phä-
nomene ausmachen. Diese werden in 
vier Dimensionen gefasst, um die Be-
gründungslogiken in Bezug auf Weiter-
bildungsteilnahme nachvollziehbar zu 
machen. Anhand der Schlüsseldimension 
„Zugehörigkeit“ (die sich aus subjektiven 
Einschätzungen als auch Fremdzu-
schreibungen ergibt) wird herausgearbei-
tet, dass neben Anerkennungserfahrun-
gen das Erleben von Zugehörigkeit zur 
so bezeichneten Mehrheitsgesellschaft 
dazu beiträgt, dass die Befragten Weiter-
bildung als subjektive Option zur Erwei-
terung ihrer Handlungsfähigkeit wahr-
nehmen. Ein Gefühl der Zugehörigkeit 
entsteht insbesondere dann nicht oder 
nur schwer, wenn Diskriminierung erlebt 
wurde, wenn es an adäquater sozialer 
Einbettung und Unterstützung im Alltag 
mangelt und wenn in struktureller bzw. 
symbolischer Hinsicht Exklusion aus der 
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Gesellschaft erfolgt. Ein Beispiel dafür 
wären öffentliche Diskurse, die perma-
nent zwischen einem Wir und Nicht-Wir 
unterscheiden („Othering“). Auch die 
Intensität und Häufigkeit der genannten 
Erfahrungen beeinflussen Handlungs-
spielräume und somit Entscheidungen 
zur Weiterbildungsteilnahme.  

Drei weitere Dimensionen verstärken 
oder schwächen die Relevanz der Zuge-
hörigkeitsthematik ab. So umfasst „staats-
bürgerliches Handlungskapital“ bei-
spielsweise Barrieren im Zugang zu Wei-
terbildung aufgrund rechtlich-struktu-
reller Restriktionen bei der Arbeits-
marktpartizipation oder bezüglich der 
Aufenthaltssicherheit. In der Dimension 
des kulturellen Kapitals rücken insbe-
sondere die Anerkennung von Bildungs-
abschlüssen, die Schriftsprachkompeten-
zen im Deutschen, individuelle Lernvor-
aussetzungen sowie Informationen über 
den Weiterbildungsmarkt als Einflussfak-
toren ins Blickfeld. Eine Teilnahme an 
Weiterbildung wird etwa begünstigt, 
wenn ein Deutschkursbesuch mit kon-
kreten Nutzenerwartungen verbunden 
ist. Ferner erweist sich die Unterstützung 
durch Institutionen und Netzwerke bei 
der Orientierung im Feld der Weiterbil-
dung als bedeutsam. In der vierten Di-
mension werden nicht unmittelbar mig-
rationsspezifische Begründungsfiguren 
zusammengefasst (u. a. finanzielle Res-
sourcen, Interesse, Gender-Aspekte etc.) 
– sie stehen aber nichtsdestotrotz in 
Wechselwirkung mit anderen genannten 
Einflussfaktoren.  

Am Ende des Buches finden sich 
Vorschläge zu der Frage, wie Weiterbil-
dungsinstitutionen auf derartige Befunde 
reagieren können. Die Autorin nennt 
schlaglichtartig einige Ansatzpunkte für 
einen stärkeren Einbezug von Adres-
sat_innen mit Migrationsbiografien, wie 
z. B. Öffentlichkeitsarbeit, aufsuchende 
Konzeptionen, Kooperationen mit mi-

grantischen Selbstorganisationen, die 
Schaffung von Schutzräumen oder das 
Überdenken von Zeitstrukturen. Heine-
mann schlägt, angelehnt an Gender Main-
streaming Konzepte, den Ansatz des 
„Cultural Mainstreaming“ vor, also eine 
institutionelle Strategie, die gleiche Teil-
habechancen sichern soll. Dieses Kon-
zept wird jedoch nicht näher beschrie-
ben. In Bezug auf pädagogische Profes-
sionalität in der Migrationsgesellschaft 
wird schlussendlich auf die Notwendig-
keit der Arbeit an (rassismus-)kritischen 
reflexiven Haltungen hingewiesen – und 
zwar als allgemeine Anforderung profes-
sioneller Weiterbildungstätigkeit, unab-
hängig davon, ob es sich um zielgrup-
penspezifische Programme handelt.  

Die aufschlussreiche, gut lesbare und 
mit Ausschnitten aus empirischem Mate-
rial schlüssig gestützte Publikation von 
Heinemann stellt einen wichtigen Beitrag 
für die Weiterbildung in der Migrations-
gesellschaft dar. Sie beinhaltet wertvolle 
Einsichten und Denkanstöße sowohl für 
wissenschaftlich als auch praktisch tätige 
Pädagog_innen. Die Autorin ermöglicht 
ein vertieftes Verständnis der komplexen 
Thematik, indem politisch-rechtliche Be-
dingungen, institutionelle Einflüsse und 
subjektive Faktoren zueinander in Bezie-
hung gesetzt werden. Hervorzuheben ist 
der kritisch-reflexive Umgang mit Daten 
und Theorien, aber auch mit ihrem eige-
nen Tun/ihrer Situiertheit als Wissen-
schaftlerin. Ein Verdienst der Arbeit be-
steht nicht zuletzt darin, die in der Er-
wachsenenbildungswissenschaft wenig re-
zipierte Theorietradition der Postcolonial 
Studies einzuführen. Postkoloniale An-
sätze sind nicht nur für das Verständnis 
der Migrations-Thematik zentral, sondern 
für jegliche macht- und herrschaftskriti-
sche Auseinandersetzung mit Bildungs-
fragen, die historischen und globalen Im-
plikationen Raum gibt. 

Annette Sprung 


